
Landeshauptstadt Stuttgart
Jugendamt

Landeshauplsladl Stuttgart, Jugendämt, 701 6l Stuttgart

Sport- und Kulturgemeinschaft
Stuttgart Gablenberg 1884 e. V.
Herrn Zepf
Albert-Schäffle-Str. 6
70186 Stuttgart

Stabsstelle Amtsleitun g :
Qualität und Qualif izierung

Hausadresse:
Hauptstätter Straße 70
70 1 78 Stuttgart (l\,4itte)

51-AL-02QO
Frau Löffler
107
55842
9555842
schutzauftraq@stuttqart.de
www. stuttg art. de/sch utzauftrag
03.04.2025

Vereinbarung zum SchuEauftrag der Jugendhilfe nach $ 72a SGB Vlll

Sehr geehrter Herr Zepl,

das 2012 in Kraft getretene Bundeskinderschutzgesetz regelt und unterstützt das Schutzbe-
dürfnis von Kindern und Jugendlichen, die außerhalb ihrer Familie und dessen unmittelbarem
Einflussbereich ein Vertrauensverhältnis zu Dritten eingehen.
In diesem Zusammenhang sind wir als Jugendamt bestrebt, mit allen Stuttgarter Trägern der
Jugendhilfe und Vereinen, Vereinbarungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen abzu-
schließen.

Anbei erhalten Sie diese Unterlagen in 2-facher Ausfertigung. Die Anlagen sind für Sie be-
stimmt, wovon Nummer4, 6, 7 und I nur als Muster gedacht sind. Bitte unterzeichnen Sie
beide Exemolare und senden das für das Juqendamt qekennzeichnete im RÜckumschlaq zu-
rück. Das Porto übernehmen wir.
Die ausgefüllte Anlage 2 können Sie uns auch zu einem späteren Zeitpunkt zukommen lassen.

Ergänzende Informationen finden Sie auch auf unserer Homepage. Dort erhalten Sie auch In-
formationen über die insoweit erfahrenen Fachkräfte (ieF). An eine ieF können Sie sich ano-
nym und kostenfrei wenden, sofern Sie Unterstützung bei der Einschätzung einer Kindeswohl-
gefährdung benötigen: https://www.stuttqart.de/buerqerinnen-und-buerqer/kinder-und-iuqendli-
che/kinderschutz-und-iuqendschutz. php

Für Fragen stehe ich lhnen gerne zur Verfügung.

Mit,freundlichen Grüßen
/,t/l/A

Anbirffi-offler

Anlaoen: 2 x Vereinbarung zum Schutzauftrag, 1 x mit 9 Anlagen, Rückumschlag
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Vereinbarung zum Schutz von Kindern und

Jugendlichen gemäß g 72a SGB Vlll

(Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen )

zwischen dem

Jugendamt der Landeshauptstadt Stuttgart

Wilhelmstraße 3, 70182 Stuttgart

(im Folgenden,,Jugendamt" genannt)

uno

Sport- und Kulturgemeinschaft Stuttgart Gablenberg 1884 e. V.

Albert-Schäffle-Str. 6, 701 86 Stuttgart

(im Folgenden ,,Träger der freien Jugendhilfe" genannt)



Aufgrund von Artikel 2 des Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) vom 22.12.2011
(BGBI. 2011, S. 2975), sowie Veränderungen durch das KJSG vom 10.6.20211 (BGBI.
2021 l, 1444), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21 .12.2022 (BGBI. 2021 | S. 2824) wird
folgende Vereinbarung geschlossen.

$ 72a Abs.1 SGB Vlll (siehe Anlage 1) schreibt vor, dass Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person be-
schäftigen oder vermitteln dürfen, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den SS 171 ,
174bis174c,  176bis  180a,  181a,  182 b is  1849,  184i ,  184j ,  184k,  184i ,201aAbsatz3,
den $$ 225, 232 bis 233a, 234,235 oder 236 des Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist
(siehe Anlage 5).
Vorliegen Vereinbarung regelt, dass nach Abs. 2 keine hauptamtlichen und nach Abs. 4
keine neben- und ehrenamtliche Personen, die nach oben benannten Straftaten rechts-
kräftig verurteilt worden sind, beschäftigt werden.

Die Personen nach Abs. 4 nehmen Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe wahr und haben
dabei unmittelbar Kinder und/oder Jugendliche zu beaufsichtigen, zu betreuen, zu erzie-
hen oder auszubilden oder einen vergleichbaren Kontakt zu ihnen.

Diese Vereinbarung regelt, bei welchen Tätigkeiten der Neben- oder Ehrenamtlichen des
Trägers der freien Jugendhilfe es sich aufgrund von Art, Intensität und Dauer des Kontak-
tes zu Kindern und Jugendlichen um sogenannte qualifizierte Kontakte handelt, welche
nur nach Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach den $g 30 und 30a Abs. 1
Bundeszentralregistergesetz (BZRG) ausgeübt werden dürfen.

1. Der Träger der freien Jugendhilfe verpflichtet sich, die Qualifizierung seiner haupt,- eh-
ren- und nebenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ihre Tätigkeit in der Kin-
der- und Jugendarbeit sicher zu stellen und sein Präventions- und Schutzkonzept zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen in der alltäglichen Kinder- und Jugendarbeit umzu-
setzen.

2. In Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe im Sinne von g 3 Abs. 2
SGB Vlll erbringt der Träger der freien Jugendhilfe Angebote der Jugendhilfe entspre-
chend $ 2 Abs.2 SGB Vlll oder beteiligt sich an einer anderen Aufgabe im Sinne des g 76
Abs. 1 SGB Vlll, die von der öffentlichen Jugendhilfe finanziert werden (siehe Anlage 1).

3. Der Träger der freien Jugendhilfe benennt dem Jugendamt auf einem gesonderten An-
hang schriftlich (Anlage 2) die Tätigkeiten, für welche aufgrund von Art, Intensität und
Dauer des Kontaktes zu Kindern und Jugendlichen ein erweitertes Führungszeugnis von
ehren- und nebenamtlich Tätigen vorzulegen ist. Dies stellt jedoch keinen abschließenden
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Katalog dar und entbindet den Träger nicht von der Verantwortung, auch bei dort nicht ge-
nannten Tätigkeiten eine Überprüfung anhand der Kriterien vorzunehmen und sich unter
Umständen ein eruveitertes Führungszeugnis vorlegen zu lassen.

Die Entscheidung im konkreten Einzelfall, wann ein erueitertes Führungszeugnis vorge-
legt werden muss, trifft immer der Träger der freien Jugendhilfe (siehe Empfehlungen in
Anlage 3).

Die Entscheidung darüber, ob ein emeitertes Führungszeugnis vorgelegt werden muss, ist
vom Träger zu dokumentieren (siehe Anlage 4).

4. Die Vorlage des eruveiterten Führungszeugnisses muss vor Beginn der Tätigkeit erfol-
gen, spätestens jedoch bis Ablauf einer dreimonatigen Übergangsfrist ab Unterzeichnung
dieser Vereinbarung.

Das erueiterte Führungszeugnis darf bei der Vorlage nicht älter als drei Monate sein. Spä-
testens nach fünf Jahren ist ein aktuelles erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. Die
Einsichtnahme in das eruveiterte Führungszeugnis ist vom freien Träger zu dokumentieren
(siehe Anlage 6). Alternativ kann ein enrveitertes Führungszeugnis beim Jugendamt Stutt-
gart vorgelegt werden.l

Jugendliche können bereits ab 14 Jahren ein erweitertes Führungszeugnis beantragen
(siehe Anlage 7). Di.e Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses wird ab 16 Jahren
empfohlen. Die Entscheidung, ob dies notwendig ist, richtet sich - wie bei allen anderen
neben- und ehrenamtlich tätigen Personen auch - nach der jeweiligen Tätigkeit.

5. Alle ehrenamtlich tätigen Personen, die mit Kindern und Jugendlichen Maßnahmen im
Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe durchführen, unterzeichnen nach einem entspre-
chenden Informationsaustausch eine Selbstverpflichtungserklärung (siehe Anlage 8).
Sollte eine neben- oder ehrenamtliche Tätigkeit so spontan und kurzfristig entstehen, dass
die Vorlage eines enrveiterten Führungszeugnisses nicht möglich ist, reicht die Vorlage ei-
ner Selbstverpflichtungserklärung aus.

6. Die Regelungen der Datenschutzgesetze sind unbedingt zu beachten. Die Daten sind
vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im An-
schluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach g 72a Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz2
SGB Vlll (siehe Anlage 1) wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens
drei Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen.

1 Kontakt: schulzauft rag@stuttgart.de
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7. Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und tritt mit Unterzeichnung
durch das Jugendamt und den Träger der freien Jugendhilfe in Kraft.

Jeder Vertragspartner kann die Vereinbarung mit einer Frist von sechs Monaten kündigen.
lm gegenseitigen Einvernehmen ist eine frühere Kündigung bzw. Veränderung möglich.
Die Kündigung bzw. Veränderung bedarf der Schriftform.

8. Mündliche Nebenabreden, Anderungen und Ergänzungen zu dieser Vereinbarung sind
nur wirksam, wenn sie schriftlich niedergelegt und von beiden Vereinbarungspartnern un-
terzeichnet sind. Gleiches gilt für die Aufhebung dieses Schrifterfordernisses. Mit Ab-
schluss dieser Vereinbarung tritt die bisher gültige Vereinbarung außer Kraft.

9. Die Nichtigkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit dieser Vereinbarung im
Übrigen nicht. Die Vereinbarungspartner werden eine nichtige Bestimmung durch eine wirk-
same ersetzen, die der nichtigen Bestimmung nach Sinn und Zweck am Nächsten kommt.
Gesetzliche Anderungen berühren die Wirksamkeit der Vereinbarung nicht. Das SGB Vlll
liegt der Vereinbarung in der jeweils gültigen Fassung zugrunde.

Stuttgart, den 03.04.2025

#:M
Leiterin Jugendamt Stuttgart

Sozialgesetzbuch Vlll (SGB Vlll) - Inhalt der Paragraphen
Benennung der Tätigkeiten, bei denen dem Träger der freien Jugendhilfe ein
eMeitertes Führungszeugnis vozulegen ist
Empfehlungen und Beispiele für die Vorlage eines Erweitertes Führungs-
zeugnis (EFZ) und einer Selbstuerpfl ichtungserklärung (SVE)
Prüfschema für die Notwendigkeit der Einsichtnahme in Führungszeugnisse
bei neben- und ehrenamtlich tätigen Personen (Muster.)
Strafgesetzbuch (StGB) - Bedeutung der Paragraphen
Dokumentationsblatt- zur Einsichtnahme in Führungszeugnisse (Musler)
Beanlragung eines erweiterten Führungszeugnisses (Muster)
Selbstverpflichtungserklärung für in der Kinder- und Jugendhilfe tätige Perso-
nen (Muster)
Begriftlichkeiten, Anmerkungen und Erläuterungen zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen gemäß S 72a SGB Vlll
(Be sch re i bu n g de r Ve re i nba run g si n h alte )

Exemolar zum Verbleib beim
L l Freien Träger der Jugendhilfe
I X I Jugendamt, 51-AL-o2OQ
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